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Anlage 4 zur GRDrs 850/2009 
Verlängerung eines Stellenvermerks

 zum Stellenplan 2010
	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

Vermerk

bisher

neu
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	360.0501


	Amt für 
Umweltschutz


	EG 11 
	30


	Energiemanager


	1


	kw 01/2010

kw 01/2012
	--



Begründung
Die Stelle wurde zum Stellenplan 2008 für die Erstellung von Energieausweisen und für das Energiemanagement befristet für 2 Jahre geschaffen (kw-Vermerk 01/2010). 
Der Energieausweis wurde mit der Energieeinsparverordnung 2007 eingeführt. Danach waren bis zum 1. Juli 2009 für öffentliche Gebäude mit mehr als 1.000 m² Energieausweise auszustellen und an einer für die Öffentlichkeit gut sichtbaren Stelle auszuhängen. Bei der Landeshauptstadt Stuttgart sind hiervon ca. 400 Gebäude betroffen. Darüber hinaus sind generell für alle Gebäude bei Verkauf oder Neuvermietung auf Verlangen Ausweise vorzulegen. Dies betrifft weitere ca. 400 Ausweise. Alle Ausweise sind mit Empfehlungen für die kostengünstige Verbesserung der Energieeffizienz (energetische Eigenschaften des Gebäudes) zu versehen.
Die zum Stellenplan 2008 geschaffene Stelle konnte erst zum 01.04.2008 besetzt werden. Es war nicht möglich - auch unter Beteiligung anderer Sachbearbeiter/-innen der Abteilung - alle Ausweise in der geforderten Qualität bis 1. Juli 2009 zu erstellen. 
Aufgrund der zeitlichen Vorgabe des Gesetzgebers wurden in einem ersten Schritt so viele Ausweise wie möglich fertig gestellt und Verbesserungsmaßnahmen nur grob oder gar nicht benannt. Die notwendigen Detailuntersuchungen bezüglich der geforderten Darstellung von energetischen Verbesserungsmaßnahmen müssen  auf die kommenden Jahre verteilt werden. 

Auch Ausweise für Gebäude, die nicht unter die Aushangpflicht fallen, werden erst ausgestellt, wenn diese bei einem Verkauf oder einer Neuvermietung angefordert werden. Insbesondere bei den städtischen Wohngebäuden hat sich gezeigt, dass ein erhöhter Aufwand für die Datenbeschaffung entsteht, da die Bewohner häufig direkt mit dem Energieversorger abrechnen und daher bei der Stadt keine Informationen über Energieverbräuche vorhanden sind.
Für den Energieausweis werden bislang lediglich pauschale Maßnahmen vorgeschlagen, z.B. „Dämmung der Außenwand“. Die detaillierte Maßnahmenbetrachtung, die Gegenüberstellung von Investitionskosten und Energieeinsparungen sowie die Begleitung der Umsetzung bzw. eine dauerhafte energetische Betreuung für weitere Gebäude, die bislang nicht in den Energiedienst der Stadt übernommen werden konnten, zur Senkung des Energieverbrauchs, wären sinnvolle Folgeaufgaben, die jedoch einer dauerhaften Aufstockung der Personalkapazitäten bedürften.  

Zur Erfüllung der zwingenden gesetzlichen Vorschriften durch die Energieeinsparverordnung (EnEV) ist eine Verlängerung der Stelle um 2 Jahre erforderlich (kw 01/2012).
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